[image: image1.png]VSAV VEREINIGUNG SCHWEIZERISCHER AMTSVORMUNDINNEN UND AMTSVORMUNDE
ASTO 'ASSOCIATION SUISSE DES TUTRICES €1 TUTEURS OFFICELS
ASTU 'ASSOCIAZIONE SVIZZERA DELLE TUTRICI E DEI TUTORI UFFICIALl




Sachverhalt

Bekannte, die Zeugen von körperlichen Übergriffen eines Vaters auf seinen 8-jährigen Sohn wurden, haben den Vorfall der Polizei gemeldet. Diese qualifizierte das Verhalten als Tätlichkeit und machte der zuständigen Vormundschaftsbehörde eine Gefährdungsmeldung und forderte sie auf, dem Kind einen Vertretungsbeistand nach Art. 392 Ziff. 2 ZGB zu ernennen, der namentlich darüber zu entscheiden hätte, ob Strafantrag gestellt werden soll oder nicht.

Die von der VB ernannte Beiständin erkundigt sich, ob das Vorgehen richtig sei oder ob nicht ein Abklärungsauftrag die geeignete Reaktion auf die Gefährdungsmeldung wäre.

Erwägungen

1. Dass Zeugen von massiven körperlichen Bestrafungen an einem 8-jährigen Kind nicht einfach wegschauen, sondern eine Meldung machen, zeigt, dass die Öffentlichkeit heute sensibilisiert ist für Misshandlungstatbestände und diese nicht als Privatsache ansehen, die Aussenstehende nichts angehen. Dass diese Meldung im vorliegenden Fall nicht an die „erste Adresse“ für Kindesschutzfragen, die Vormundschaftsbehörde, gerichtet wurde, sondern an die Polizei, die bei Offizialdelikten (einfache oder schwere Körperverletzung) von Amtes wegen handeln muss, ist den Meldenden nicht zum Vorwurf zu machen. Die Polizei hat ja richtig reagiert und die Meldung an die Vormundschaftsbehörde weiter geleitet.
2. Die eingegangene Meldung, wonach der Vater eines 8-jährigen Knaben, diesen an einer Party massiv geschlagen habe, ist zweifellos ernsthaft genug, um nähere Abklärungen zu treffen. Diese beginnen jedoch nicht mit der Entscheidung, ob Strafantrag gestellt werden soll oder nicht, sondern mit eigenen näheren Abklärungen oder einem Abklärungsauftrag an den gemeindeeigenen oder regionalen Sozialdienst.
3. Es empfiehlt sich, der abklärenden Stelle diesen Auftrag schriftlich zu erteilen und ihn näher zu umschreiben. Es handelt sich jedoch nicht um eine Verfügung. Die Meldung bildet den Anlass. Die Abklärung hat zum Ziel festzustellen, ob der Vorfall eine einmalige „Entgleisung“ war oder Ausdruck einer chronischen Überforderung mit entsprechend schwerer Gefährdung ist. Möglicherweise kann den Eltern und dem Kind mit einer freiwilligen Beratung geholfen werden, ev. sind aber auch zivilrechtliche Kindesschutzmassnahmen, im Extremfall ein Obhutsentzug mit Fremdplatzierung notwendig und schliesslich ist durchaus auch die strafrechtliche Verfolgung zu prüfen. Die Abklärung wird mit einem entsprechenden Bericht und Anträgen abgeschlossen. Falls dann ein Strafverfahren eröffnet wird, ist auch eine Vertretungsbeistandschaft nach Art. 392 Ziff. 2 ZGB zu errichten und der Beistand zu beauftragen, die Interessen des Kindes in diesem Strafverfahren zu wahren.
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